








6968

FORDERUNGEN AN DIE POLITIK
Optimale Rahmenbedingungen  
für E-Government schaffen
Sämtliche für E-Government relevanten Inhalte sind 
digital zugänglich, werden chronologisch mitprotokol-
liert, sind rechtlich korrekt und verbindlich und erfolgen 
in Echtzeit. In einem digitalen Register können alle 
Bescheide von Bund, Ländern und Gemeinden abfragt 
werden. Wirtschaftsrelevante Gesetzesmaterien sind 
homogenisiert und digitale Prozesse parallel zu ana-
logen Prozessen rechtlich gleichgestellt. Die höchsten 
Sicherheitsstandards müssen eingehalten werden. 
Nutzerinnen und Nutzer behalten die vollständige 
örtliche und rechtliche Hoheit über ihre Daten. Die 
Untermodule der Plattform bauen auf bestehenden 
Systemen auf, sind konfigurierbar und lassen sich über 
eine Berechtigungsmatrix für Unternehmen, Behör-
den, Bürgerinnen und Bürger zu- bzw. wegschalten. 
Dies erfordert signifikante Investitionen von Seiten der 
öffentlichen Hand in die digitale Infrastruktur sowie die 
Etablierung von Leuchtturm- bzw. Pilotprojekten.

Prozesse digitalisieren und e-ID einführen
Österreich orientiert sich an den Vorreitern in diesem 
Bereich und schafft nicht nur eine Digitalisierung von 
Verwaltungsprozessen, sondern führt den Staat in eine 
digitale Transformation in enger Partnerschaft mit der 
Wirtschaft.

Die Einführung der e-ID ermöglicht die zentrale Au-
thentifizierung für natürliche und juristische Personen. 

Mit der e-ID kann jede Bürgerin und jeder Bürger mit 
einfacher Online-Authentifizierung auf öffentliche und 
private Dienste zugreifen, äquivalent zu jedem Aus-
weisdokument in analogen Prozessen. Ein besonderer 
Schwerpunkt liegt auf der Datensicherheit, um Vertrau-
en in das gesamte System aufzubauen.

Schaffung weniger zentraler Plattformen
Ein durchgängiges Digital Government ist in allen 
Lebensbereichen verwirklicht und ermöglicht einen 
niederschwelligen, einheitlichen und zentralen Zugang 
zum Staat. Um dem Ziel einer einheitlichen digitalen 
Plattform näher zu kommen, muss der Fokus auf der 
Implementierung weniger, zentraler, österreichweiter di-
gitaler Plattformen als staatliche Infrastruktur für E-Go-
vernment gelegt werden. Diese müssen offene Schnitt-
stellen aufweisen und miteinander kompatibel sein. 

Entwicklung eines bundesweiten,  
transparenten Notfallplans 
Als Backup sowie zur Förderung des Vertrauens bei 
einer völligen digitalen Durchgängigkeit der Amtswege 
muss für den Ausfall des E-Government-Systems ein 
Notfallplan erarbeitet werden. Dieser Plan dient zum 
Gegensteuern bei Blackouts und Cyberattacken sowie 
bei Kommunikationsstörungen. 

Digitale Skills in der breiten Bevölkerung  
verankern und Bürgerpartizipation steigern
Die gesamte österreichische Bevölkerung soll die 
Digitalisierung verstehen und digitale Werkzeuge be-
herrschen. Dies geschieht nicht nur durch Ausbildung, 
sondern auch mit Hilfe verschiedener Tools und Me-
thoden, die an das Zielpublikum angepasst sind. Digita-
le Zertifikate belegen das Verständnis und die Beherr-
schung der digitalen Fähigkeiten und Werkzeuge.

Bevor die digitale Partizipation auf nationaler Ebene in 
die Umsetzung geht, wird die Umsetzung auf regio-
naler Ebene gestartet. Pilotprojekte berücksichtigen 
insbesondere technische, Sicherheits- und rechtliche 
Aspekte. Das Endergebnis verringert die administrati-
ven und materiellen Hürden bei der Abstimmung und 
erhöht die Teilnahmequote an allen gesellschaftlichen 
und politischen Fragestellungen.

EMPFEHLUNGEN FÜR UNTERNEHMEN
Design von E-Government-Plattformen mitgestalten
Um die Nutzung der Plattformen für Unternehmen attraktiv zu gestalten, sollten diese 
früh am Entwicklungsprozess partizipieren und sich als Feedbackgeber anbieten. So 
können die Plattformen bedarfsgerecht für die unternehmerische Anwendung entwi-
ckelt werden. Eine solche Entwicklung kann gegebenenfalls in Form von Public Private 
Partnerships vorangetrieben werden.

Förderung von Ausbildungs- und Zertifizierungsprogrammen
Die Ausbildungs- und Zertifizierungsprogramme zu Themen der Digitalisierung stehen 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen im Mittelpunkt und werden von 
der Politik gefördert, etwa durch Investitionsprämien oder andere Motivatoren. Unter-
nehmen können frei wählen, wie sie ihren Beschäftigten Zertifizierungsmöglichkeiten 
anbieten.

Nutzung vorhandener Angebote
Um den weiteren Ausbau von E-Government-Angeboten zu forcieren, sollen Unterneh-
men die bereits jetzt vorhandenen Angebote nutzen und durch Feedback die Weiter-
entwicklung forcieren. Dies gilt insbesondere auch für Pilotprojekte, die im Speziellen 
auf ihre Bedarfsgerechtigkeit hin geprüft werden müssen.
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BETEILIGTE UNTERNEHMEN 

Wir danken den Mitgliedern der Task Force Digitalisierung und Künstliche Intelligenz der Industriellenvereinigung 
unter der Leitung von Stefan Borgas, Vorstandsvorsitzender der RHI Magnesita GmbH, sowie den Mitgliedern der 
einzelnen Arbeitsgruppen für ihre Mitwirkung und wertvollen Beiträge.
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